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Meinung

V om «Tanzverbot» an sogenannten
«stillen» oder «hohen religiösen Feier-
tagen» haben die meisten schon ge-
hört oder gelesen. Es darf kein Fuss-

ball gespielt, nicht gefeiert oder getanzt werden.
In manchen Kantonen betreffen solche Verbote
den Karfreitag, viele Kantone haben nichts gegen
Heidenspass an «heiligen Tagen». Wo diese alter-
tümlichen Verbote noch bestehen, geraten sie
politisch und gesellschaftlich immer mehr unter
Druck. Das ist auch gut so.

Wenn ich eine Diät mache, führt der Staat kein
allgemeines Verbot ein, Schokolade zu konsumie-
ren. Anders beim Tanzverbot: Einige Christen
wollen trauern und ihre Traurigkeit zur Schau
stellen. Und dann sollen gefälligst alle still sein
und auch ein bisschen traurig. Religiös begründe-
te und vorgeschriebene Ruhetage finde ich nicht
mehr zeitgemäss. Was wäre denn wohl los, wenn
zum Beispiel die muslimische Gemeinschaft oder
Scientology in der Schweiz an irgendeinem Tag
ein für alle verbindliches Tanzverbot einführen
möchten? Das würde wohl kaum bloss mit: «Du
kannst ja an allen anderen Tagen herumtanzen!»
quittiert.

Wir können auch ohne religiös oder staatlich
vorgeschriebene Ruhezeiten gut zur Ruhe kom-
men. Ich finde es anmassend und bevormundend,
wenn Religiöse den Eindruck erwecken, das gehe
nicht ohne Zwang. Zudem finde ich es verlogen,
weil gerade durch Kirchen vielerorts das Gebot

der Nachtruhe aufs Übelste missachtet wird. Kir-
chenglockenlärm fällt nämlich nicht unter die
Lärmschutzverordnung.

An der ganzen Ostersache habe ich aber auch
ethisch, philosophisch oder meinetwegen theolo-
gisch einiges auszusetzen: Es wird christlicher-
seits behauptet, da sei ein gewisser Jesus für uns
alle beziehungsweise: für unsere Sünden gestor-
ben. (Wobei: Dann doch nicht so richtig gestor-
ben. Denn er soll drei Tage später auferstanden
sein.) Wenn so ein Jesus das als Privatperson aus
freiem Willen tut, ist das für mich okay. Von mir
aus. Aber nicht FÜR mich. Für meine Sünden
braucht niemand zu sterben. Denn ich habe keine
Sünden. Das riecht mir zu moralinsauer. Ich gebe
zu: Ich habe und begehe Fehler. Aber keine Sün-
den. Und so kommen wir zu meinem «Freidenker-
Nachwort zum Ostersonntag». Es kommt mir im-
mer dann über die Lippen, wenn mir aus religiös-
traditionellen Pseudo-Gründen Vorschriften ge-
macht werden sollen: Was ich tun und lassen soll.
Wie ich denken, fühlen oder lieben soll. Das kann
ich nicht immer ignorieren. Das stört mich biswei-
len so sehr, dass ich darüber und dagegen sogar
eine Kolumne texte!

Hier also mein Wort zu religiösen Anmassungen
und Vorschriften: «Nein.»

Info: Valentin Abgottspon engagiert sich bei der
Freidenker-Vereinigung für die Anliegen religions-
frei lebender Menschen. Er arbeitet als Lehrer und
als humanistischer Ritualbegleiter. Er lebt in Lyss. In
dieser Rubrik schreiben abwechslungsweise Auto-
rinnen und Autoren verschiedener Glaubensbe-
kenntnisse.
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Das Nachwort
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von Valentin Abgottspon
Freidenker

von Deborah Balmer

Stv. Ressortleiterin Region

S pätestens in fünf Jahren sollen in den Chefeta-
gen der Bieler Stadtverwaltung 45 Prozent Ro-
mands sitzen und damit die Bieler Bevölke-
rung repräsentieren, die schon heute aus 43

Prozent Französischsprachigen besteht. Um das zu er-
reichen, hat sich der Gemeinderat das Ziel gesetzt, die
Zahl der welschen Chefinnen und Chefs von heute 31
Prozent (von total 90 Kaderstellen) um 14 Prozentpunk-
te zu steigern.

Er hat begriffen, dass sich das Gleichgewicht zwi-
schen Romands und Deutschschweizern nicht einfach
auf wundersame Weise von alleine einstellt. Oder anders
gesagt: Weil das bisherige Rekrutierungssystem die Rea-
lisierung eines Gleichgewichts nicht förderte, wurde es
Zeit, dass sich die Exekutive an die Arbeit machte. «Ich
bin sehr froh über diesen Schritt. Er war dringend nö-
tig», sagt Natasha Pittet zufrieden. Sie ist Stadträtin des
Parti Radical Romand und spricht sich dafür aus, dass
auch in den stadteigenen Unternehmen und deren Ver-
waltungsräten die Einstel-
lungsquote für Frankophone
berücksichtigt wird. Also bei-
spielsweise bei der Congrès
Tourisme et Sport SA (CTS),
beim Energie Service Biel
(ESB) oder bei den Verkehrs-
betrieben Biel (VB).

Vorerst betrifft das neue
Einstellungsverhalten die
Stadtverwaltung. Und das ist
gut so: Die Auswahl an kom-
petenten Französischsprachi-
gen wird mit Sicherheit ge-
nug gross sein. Auch, weil
seit mehreren Jahren ver-
mehrt Menschen aus der
Westschweiz nach Biel zie-
hen. Die welschen Neuzuzü-
ger kommen zahlreich aus
dem Genfersee-Gebiet und
aus Neuenburg. In der Stadt
Biel finden sie Lebensquali-
tät, loben, dass es für ihre
Kinder noch Quartier-Schulen gibt und dass sie in der
Stadt noch Eigentum erwerben können, ohne mehrfa-
che Millionäre sein zu müssen.

Zwar redet die Stadt wohl bewusst nicht von einer
Quote, sondern von einer Zielsetzung. Streng genom-
men müsste bei einer Quote in jedem Fall eine Welsche
oder ein Welscher eingestellt werden, bis die 45 Pro-
zent erreicht sind. Hier will man sich eine gewisse Fle-
xibilität bewahren. Doch das Ziel, das man durch diese
«sanfte Quote» erreichen will, ist klar und richtig. Sie
wird auch nicht zu einem Kompetenz-Verlust in der
Stadtverwaltung führen. Auch wenn Kritiker oft ein-
wenden, dass (sanfte) Quoten ein schlechter Weg seien
und nicht im Sinne der Bestenauswahl funktionierten.
Aber wer kann schon ernsthaft behaupten, dass es nicht
41 gut ausgebildete kompetente frankophone Kaderper-
sonen gibt, die gerne in der Bieler Stadtverwaltung
arbeiten würden? So zeigte sich bei der Analyse der
Stadt, dass man bisher einerseits die Stellenausschrei-
bungen nicht bewusst genug formuliert hatte, anderer-
seits an falschen Orten suchte oder sogar die Lebens-
läufe der sich bewerbenden Romands nicht korrekt las.

Der höhere Anteil an Romands in der Stadtverwal-
tung wird für soziale Fairness sorgen – und positive Fol-
gen haben: Mehr Vielfalt vergrössert erwiesenermassen
den Erfolg eines Betriebs. Und gerade in der Administ-
ration einer Stadtverwaltung macht es Sinn, wenn sich
die Bevölkerung im direkten Kontakt angemessen ver-
treten sieht.

Das Gleiche gilt praktisch 1:1 für einen repräsentativen
Anteil von Frauen in Führungspositionen. Auch hier will
es die Stadt bis Ende 2024 schaffen, jeden zweiten Füh-
rungsposten mit einer weiblichen Person zu besetzen.
Das Ziel mag ehrgeizig sein, aber nicht nur in der Politik,
sondern auch in Unternehmen gilt mittlerweile die De-
vise: Wer ohne Frauen vorwärts kommen will, der ver-
liert. Frauen und Gleichstellungsanliegen werden im-
mer wichtiger und lassen sich nicht mehr ausblenden.
Und es ist auch nicht so, dass die Kompetenz in einer
Firma sinkt, weil die vermeintlich «schlechtere Frau»
statt der «bessere Mann» angestellt wurde. Viel eher ist

das Gegenteil der Fall. Dann
nämlich, wenn der Wettbe-
werb um die Stellen zu-
nimmt, weil sich insgesamt
mehr Leute darum bemühen.
Das geschieht, wenn Frauen
in Stellenprofilen ganz gezielt
angeworben werden. Oder
wenn nötig mit einem Head-
hunter gesucht werden. Und
was, wenn Frauen, sind sie
erst einmal in ihrem Job, ihre
Arbeit mindestens so gut ma-
chen wie die Männer? Denn
ohne Frage gibt es genügend
qualifizierte Top-Frauen. Im-
mer wieder heisst es, zuneh-
mend seien an vielen Arbeits-
stellen Eigenschaften wie
Empathie, soziale Intelligenz,
Anpassungsfähigkeit und
Disziplin gefragt – Eigen-
schaften, die man besonders
den Frauen zuspricht. Nicht

mehr starre, sondern eher flache Hierarchien sind ge-
fragt. Und Erfolg im Beruf muss nicht zwangsläufig nur
mit einer ständigen Präsenz im Büro verbunden sein.
Nicht zuletzt kann eine solche Arbeitswelt auch für
Männer attraktiver sein.

Natürlich braucht es für mehr Frauen in den Chefeta-
gen flexible Arbeitszeiten, die gleichen Löhne für Frau-
en und Männer und ein familienfreundliches Berufs-
umfeld – etwa firmeneigene Kinderkrippen. Eine «sanf-
te Quote» ist ein erster Schritt, auch um diese Punkte
umzusetzen. So, dass Führungsposten für das weibliche
Geschlecht attraktiver werden. Es wäre begrüssens-
wert, wenn Gemeinderätin Silvia Steidle (PRR) recht
hätte mit dem, was sie diese Woche sagte: «Bis ins Jahr
2024 wollen wir 50 Prozent Frauen in den städtischen
Kaderpositionen. Das Ziel ist realistisch, wenn man die
zu erwartenden Fluktuationen anschaut.»

Funktioniert es tatsächlich, kann die Stadt Biel – zu-
mindest in der Schweiz – sogar eine Vorbildrolle ein-
nehmen.
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Warum es ohne eine
sanfte Quote nicht geht

Leserbrief der Woche
«Jetzt gilt es, die Lehren aus
der Vergangenheit zu ziehen»
Replik auf den Leserbrief von Niklaus Baltzer
vom 4. April 2019
Der ehemalige Bieler SP-Politiker Niklaus Baltzer
verteidigt in einem Leserbrief das Vorgehen der Be-
gleitgruppe Stöckli vor rund zehn Jahren. Er ge-
hörte damals zu jener Gruppe, die unter zielstrebi-
ger Führung von Hans Stöckli die zwei Anschlüsse
im Stadtzentrum durchsetzten und, wie er selber
schreibt, nach dem Motto handelte: «Jedem Quar-
tier seinen Autobahnanschluss». Er ist bis heute zu-
frieden mit dem von ihm unterstützten Auflagepro-
jekt, das zwei 270 Meter lange mehrstöckige offene
Schneisen ins Stadtzentrum reissen würde.

Baltzer schreibt korrekt, dass alle Mitglieder der
Gruppe Vorschläge einbringen konnten. Doch dann
wurden sie immer wieder vertröstet und erhielten
zum Teil keine Antworten. Varianten, die nicht ins
Konzept der Chefbeamten und Politiker um Hans
Stöckli passten, wurden nicht ernsthaft erwogen.

Schon damals forderten Westast-Kritiker, man
müsse eine Tunnelvariante ohne Anschlüsse im
Stadtzentrum prüfen; die Forderung wurde zu-
nächst berücksichtigt, dann aber ohne Begründung
fallen gelassen. Und schon damals wurde auch ein
Szenario «optimierte Nullvariante» mit Verbesse-
rungen beim öffentlichen Verkehr sowie verkehrs-
beruhigenden Massnahmen gefordert. Doch statt-
dessen nahmen die Experten ein Nullszenario ohne
begleitende Massnahmen zum Vergleichsmassstab:
So wurde das gesamte Resultat verfälscht.

Auch sonst war das Vorgehen undemokratisch:
Man verpasste es, sich zu Beginn auf übergeordnete
Ziele zu einigen, wie auch Baltzer zugibt (Vision
2035). Der Auftrag wurde viel zu eng abgesteckt –
genau wie jetzt, wo Bund und Kanton zunächst nur
das offizielle Projekt mit der Alternative «Westast so
besser!» vergleichen wollten. Schon damals hiess es:
«Es ist die letzte Chance für Biel!» – ansonsten gebe
es kein Geld vom Bund oder es würde das ur-
sprünglich noch viel grösser dimensionierte Projekt
gebaut. Damit wurde ein künstlicher Zeitdruck auf-
gebaut und mit Ängsten gespielt. Auch die Abläufe

innerhalb der Begleitgruppe waren problematisch:
Sie tagte hinter verschlossenen Türen, die umfang-
reichen Sitzungsunterlagen wurden meist erst am
Tag der Sitzung zugestellt, bei den Sitzungen prä-
sentierten Experten ihre Berichte, für Fragen und
Diskussion blieb keine Zeit. In der wichtigen
Schlussphase konnte die Begleitgruppe nicht mehr
mitentscheiden: Sie wurde kurz vor den Medien
orientiert und vor vollendete Tatsachen gestellt.

Zahlreiche enttäuschte Beteiligte von damals en-
gagieren sich heute im Komitee «Westast so nicht!»
und weiteren Organisationen. Sie werden genau
hinschauen, ob die Arbeiten der Kern- und Dialog-
gruppen zum Westast diesmal transparent und
ohne Denkverbote verlaufen. Dass wir heute gleich
weit sind wie vor zehn Jahren, ist auf das undemo-
kratische Vorgehen der Begleitgruppe Stöckli zu-
rückzuführen. Jetzt gilt es, die Lehren daraus zu
ziehen. Daniel Sigrist, Vorstandsmitglied «Komitee
Westast so nicht!», Mitglied Begleitgruppe Stöckli

Info: Der Leserbrief der Woche muss nicht
die Meinung der Redaktion widerspiegeln.

«Ich finde es anmassend
und bevormundend,
wenn Religiöse
den Eindruck erwecken,
das gehe nicht
ohne Zwang.»

«Natürlich braucht es
flexible Arbeitszeiten,

gleiche Löhne für Frauen
und

Männer und ein
familienfreundliches

Berufsumfeld.»

Gedanken
zum Sonntag
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